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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften j 

hier: Abänderung einer Verordnung des Rats der 
EWG zur Durchführung der Verordnungen vom 
4. April 1962 über die Einführung des Gemein- 
samen Agrarmarktes 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 teile ich Ihnen in der Anlage den Text eines Vor- 
schlages der Kommission zur Abänderung der Verordnung 
Nr. 55 des Rats der EWG betreffend die Regelung für Kleie mit. 
Es handelt sich um die 

Verordnung Nr. . . . des Rats zur Änderung der 
Verordnung Nr. 55 des Rats betreffend die Regelung 

für Kleie. 

Der Vorschlag der Kommission wurde dem Rat am 15. Januar 
1963 übermittelt. Es ist damit zu rechnen, daß der Rat die Ver- 
ordnung in seinen Sitzungen vom 28. Januar oder 13. Februar 
1963 beschließen wird. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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VERORDNUNG DES RATS 
zur Änderung der Verordnung Nr. 55 des Rats 
betreffend die Regelung für Kleie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 14 Absätze 3 und 24, 

auf Vorschlag des Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 11 der Verordnung Nr. 55 des Rates über 
die Regelung für Getreideverarbeitungserzeugnisse 
sieht für die Einfuhr von Kleie und anderen Bear- 
beitungsrückständen von Getreide einen beweg- 
lichen Teilabschöpfungsbetrag in unterschiedlicher 
Höhe vor, je nachdem, ob der Stärkegehalt des ein- 
geführten Erzeugnisses höher als 25 v. H. ist oder 
nicht und ob der bewegliche Teilbetrag bei Kleie 
mit einem Stärkegehalt von mehr als 25 v. H. zur 
Vermeidung von Störungen auf dem Mehlmarkt 
festgesetzt worden ist. 

Kleie von Mais oder Reis kann jedoch einen er- 
heblich höheren Stärkegehalt als 25 v.H. haben, und 
der Stärkegehalt bei Kleie von bestimmten anderen 
Erzeugnissen kann gleichfalls oberhalb dieser 
Grenze liegen; im internationalen Handel ist es nicht 
üblich, sich bei Ankauf von Kleie den genauen 
Stärkegehalt garantieren zu lassen. 

Diese Behinderung des normalen Handels war zu 
beseitigen; es ist dabei erforderlich, durch entspre- 
chende Vorschriften Fälschungen zu verhindern, die 
zu Störungen auf dem Mehlmarkt führen könnten — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Artikel 11 der Verordnung Nr. 55 des Rates wird 
durch nachstehende Bestimmungen ersetzt: 

„1. Bei den in der Anlage zur Verordnung Nr. 19 j 
unter der Tarifnummer ex 23.02 des Gemeinsa- j 
men Zolltarifs aufgeführten Erzeugnissen, näm- j 
lieh: 

Kleie und andere Rückstände vom Sichten, ' 
Mahlen und von sonstigen Bearbeitungen | 
von Getreide ' 


wird der nach Artikel 2 Absatz 1 berechnete 
bewegliche Teilbetrag für je 100 kg verarbei- 
tetes Erzeugnis in Abweichung von den Bestim- 
mungen von Artikel 2 Absatz 2 wie folgt fest- 
gesetzt: 

a) bei Erzeugnissen aus der Verarbeitung an- 
derer Grunderzeugnisse als Mais und Reis 
mit einem Stärkegehalt bis zu 28 v. H. wird 
der bewegliche Teilbetrag in Höhe 

— des arithmetischen Mittels der Abschöp- 
fungsbeträge für 25 kg Weichweizen, 
Gerste und Mais oder 

— des jeweils höchsten auf 25 kg Weich- 
weizen, Gerste oder Mais anwendbaren 
Abschöpfungsbetrages 

festgesetzt. 

Jeder Mitigliedstaat wendet die gewählte 
Methode bei allen Einfuhren unabhängig 
vom Herkunftsland an und teilt diese 
Methode der Kommission mit. 

Enthält jedoch das Erzeugnis mehr als 
10 V. H. Mehl, dessen Aschegehalt im Ver- 
hältnis zum Trockenbestandteil niedriger 
als 2 V. H. ist, so findet der bewegliche Teil- 
betrag nach Buchstabe c) Anwendung. 

b) Bei Erzeugnissen aus der Verarbeitung von 
Mais oder Reis mit einem Stärkegehalt bis 
zu 35 v.H. beträgt der bewegliche Teilbetrag 
120 V. H. des sich bei Anwendung von Buch- 
stabe a) ergebenden Betrages. 

Falls jedoch auf dem Markt dieses Erzeug- 
nisses oder der mit ihm in Wettbewerb tre- 
tenden Erzeugnisse Störungen eintreten, 
kann der Stärkegehalt oder die Höhe des 
beweglichen Teilbetrages nach den entspre- 
chend anzuwendenden Vorschriften von Ar- 
tikel 26 der Verordnung Nr. 19 des Rates 
geändert werden. 

c) Bei anderen als den unter a) und b) genann- 
ten Erzeugnissen entspricht der bewegliche 
Teilbetrag dem Abschöpfungsbetrag für 
100 kg Mehl des zur Herstellung des verar- 
arbeiteten Erzeugnisses verwendeten Gnind- 
erzeugnisses. 

2. Der feste Teilbetrag ist für die verarbeiteten 
Erzeugnisse im Sinne dieses Artikels gleich 
Null. 
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3. Der Stärkegehalt und der Aschegehalt werden 
nach einem Verfahren bestimmt, das nach den 
entsprechend anzuwendenden Bestimmungen 
von Artikel 26 der Verordnung Nr. 19 festzule- 
gen ist." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 



